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Brandenburg 

  

1. Statusoptionen Vorab: Hier Voraussetzungen des Hochschulzugangs und anderen 
Statusoptionen als der regulären Immatrikulation. Zu Voraussetzungen der 
Zulassung s. die weiteren zu Frage 1.1 genannten Vorschriften 
 
Voraussetzungen des Hochschulzugangs: 
 
§ 9 BbgHG1 Hochschulzugangsberechtigung; Verordnungsermächtigung 
(1) Deutsche sind zu dem von ihnen gewählten Hochschulstudium berechtigt, 
wenn sie die für das Studium erforderliche Qualifikation nachweisen. 
Ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die eine Qualifikation nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 im Inland oder an einer deutschen 
Auslandsschule nicht ausschließlich nach ausländischem Recht erworben 
haben, sind Deutschen gleichgestellt. Deutschen gleichgestellt sind auch: 
1.  Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, 

2.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind oder gewesen sind, 

3.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere Familienangehörige 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Richtlinie 2004/38/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind, 

wenn sie die für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse nachweisen. 
Bewerberinnen und Bewerber ohne die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse können vorläufig zum Studium zugelassen werden, wenn sie 
zum Erwerb der Sprachkenntnisse einen Hochschulsprachkurs besuchen. 
Deutsche und ihnen Gleichgestellte, die nicht von den Sätzen 1 bis 4 erfasst 
werden, sind zum Hochschulstudium berechtigt, wenn sie über einen 
ausländischen Bildungsnachweis verfügen, der sie zum Studium an einer im 
Ausstellungsstaat anerkannten Hochschule berechtigt, und wenn dieser einer 
Qualifikation gemäß Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 gleichwertig ist oder wenn 
sie die Zugangsprüfung einer deutschen Hochschule bestanden haben. 
Sonstige Bewerberinnen und Bewerber können unter den Voraussetzungen des 
Satzes 5 ebenfalls zum Studium zugelassen werden. Durch die Zugangsprüfung 
wird festgestellt, ob die fachliche Eignung und die sprachlichen und 
methodischen Fähigkeiten für das Studium eines Studienganges oder 
bestimmter fachlich verwandter Studiengänge bestehen. Das Nähere regelt das 
für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung durch 
Rechtsverordnung. Die Rechtsverordnung kann bestimmen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen mit einer bestandenen Zugangsprüfung an 
Vergabeverfahren im Sinne des Brandenburgischen 
Hochschulzulassungsgesetzes teilgenommen werden kann. Die 
Rechtsverordnung kann auch bestimmen, dass die Hochschulen Einzelheiten 
der Zugangsprüfung und hierzu vorbereitender Hochschulkurse einschließlich 
der Möglichkeit einer auf die Kursdauer begrenzten Immatrikulation an der 
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Hochschule durch Satzung regeln. Die in Satz 10 genannten 
Satzungsregelungen können sich auch auf Teilnehmende von 
Hochschulsprachkursen erstrecken, die über eine 
Hochschulzugangsberechtigung im Sinne der Sätze 2 bis 6 verfügen. 
(2) Zugangsberechtigt zu einem Studium, das zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss führt, ist, wer eine der 
nachfolgenden Qualifikationen nachweisen kann: 
1.  die allgemeine Hochschulreife, 
2.  die fachgebundene Hochschulreife, 
3.  die Fachhochschulreife, 
4.  die fachgebundene Fachhochschulreife, 
5.  einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss, 
6.  eine aufgrund der §§ 45, 51a, 122 der Handwerksordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 
2095), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749, 2758) geändert worden ist, bestandene Meisterprüfung oder den 
Erwerb einer der Meisterprüfung gleichwertigen Berechtigung gemäß § 7 
Absatz 2a der Handwerksordnung, 

7.  einen Fortbildungsabschluss aufgrund der §§ 53, 54 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt 
durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749, 2758) 
geändert worden ist, oder nach den §§ 42, 42a der Handwerksordnung, 
sofern die Lehrgänge mindestens 400 Unterrichtsstunden umfasst haben, 

8.  ein Befähigungszeugnis für den nautischen oder technischen Schiffsdienst 
nach der Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Januar 1992 (BGBl. I S. 22, 227), die zuletzt 
durch Artikel 29 Nummer 5 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 
2749, 2759) geändert worden ist, das auf einem mindestens 400 
Unterrichtsstunden umfassenden Lehrgang beruht, 

9.  einen Abschluss einer Fachschule in öffentlicher Trägerschaft oder einer 
staatlich anerkannten Fachschule in freier Trägerschaft im Sinne des § 28 
des Brandenburgischen Schulgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. März 2014 (GVBl. I Nr. 14 S. 2) geändert 
worden ist, oder einen Abschluss einer vergleichbaren Ausbildung in einem 
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland, 

10.  eine der unter den Nummern 6 und 7 genannten Fortbildung vergleichbare 
Qualifikation aufgrund einer landesrechtlich geregelten 
Fortbildungsmaßnahme für Berufe im Gesundheitswesen oder im Bereich 
der sozialpflegerischen oder pädagogischen Berufe oder 

11.  den Abschluss der Sekundarstufe I oder einen gleichwertigen Abschluss 
und eine für das beabsichtigte Studium geeignete abgeschlossene 
Berufsausbildung mit einer danach erworbenen mindestens zweijährigen 
Berufserfahrung. 

Die fachgebundene Hochschulreife und die fachgebundene Fachhochschulreife 
berechtigen an einer Universität nur zum Studium in der entsprechenden 
Fachrichtung. Dies gilt für die fachgebundene Fachhochschulreife auch für das 
Studium an einer Fachhochschule. 
(3) Zum Hochschulstudium kann auch zugelassen werden, wer eine im Ausland 
erworbene Qualifikation nachweist, die einer der in Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 
bis 11 genannten entspricht und die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse nachweist. Wer in einem Studiengang mindestens zwei 
Semester an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland studiert und 
die in diesem Zeitraum erforderlichen Leistungsnachweise erworben hat, kann 
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das Studium in dem gleichen oder einem eng verwandten Studiengang an einer 
Hochschule im Land Brandenburg auch dann fortsetzen, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht vorliegen. Die Regelungen über die 
Anerkennung von Leistungen bleiben unberührt. 
(4) Für den Zugang zu künstlerischen Studiengängen, die zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führen, kann als weitere Voraussetzung oder 
anstelle einer Qualifikation nach Absatz 2 der Nachweis der künstlerischen 
Eignung, für den Zugang zu sportwissenschaftlichen und 
sprachwissenschaftlichen Studiengängen, die zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führen, als weitere Voraussetzung der 
Nachweis der besonderen Eignung für das Sport- oder Sprachstudium verlangt 
werden. Durch Satzung der Hochschule kann bestimmt werden, dass die 
künstlerische Eignung oder die besondere Eignung für das sport- oder 
sprachwissenschaftliche Studium in einem besonderen Verfahren festgestellt 
wird. Das Feststellungsverfahren ist eine Hochschulprüfung im Sinne des § 21 
und durch Satzung der Hochschule zu regeln. 
(5) Zugangsvoraussetzung für einen Masterstudiengang ist ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss gleich welchen Hochschultyps. 
Darüber hinausgehende Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen können 
die Hochschulen für Masterstudiengänge in den Satzungen festlegen, wenn 
dies wegen spezieller fachlicher Anforderungen des jeweiligen 
Masterstudienganges nachweislich erforderlich ist. Für weiterbildende 
Masterstudiengänge ist darüber hinaus der Nachweis einer in der Regel 
mindestens einjährigen beruflichen Tätigkeit erforderlich. In künstlerischen und 
besonderen weiterbildenden Masterstudiengängen kann an die Stelle des 
berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses eine Eingangsprüfung treten, bei 
der die Bewerberin oder der Bewerber Kenntnisse und Fähigkeiten nachweist, 
die einem geeigneten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss entsprechen. 
Weiterbildende Masterstudiengänge müssen sich darüber hinaus nach ihrer 
inhaltlichen und organisatorischen Ausgestaltung insbesondere an beruflich 
qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber richten. Eingangsprüfungen sind 
Hochschulprüfungen nach § 21 und durch Satzung der Hochschule zu regeln. 
Die Zugangsvoraussetzungen für einen lehramtsbezogenen Masterstudiengang 
richten sich nach den Bestimmungen des Brandenburgischen 
Lehrerbildungsgesetzes vom 18. Dezember 2012 (GVBl. I Nr. 45), das durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. März 2014 (GVBl. I Nr. 14 S. 9) geändert 
worden ist. 
(6) Abweichend von Absatz 5 Satz 1 kann die Zulassung zu einem 
Masterstudiengang auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen 
Fehlens einzelner Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und aufgrund des 
bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen, zu 
erwarten ist, dass der Bachelorabschluss rechtzeitig vor Beginn des 
Masterstudienganges erlangt wird und die Maßgaben, die nach Absatz 5 
Voraussetzung für den Zugang zu dem Masterstudiengang sind, ebenso 
rechtzeitig erfüllt sind. Soweit die Hochschulen in ihren Satzungen nach Absatz 
5 Satz 2 Auswahlverfahren vorsehen, in die das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerberinnen und Bewerber 
nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote, die aufgrund der 
bisherigen Prüfungsleistungen ermittelt wird, teil. Das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses bleibt insoweit unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle 
einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der 
Bachelorabschluss und die mit ihm zusammenhängenden Voraussetzungen des 
Absatzes 5 innerhalb einer von der Hochschule gesetzten Frist nachgewiesen 
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werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die Zulassung. 
Das Nähere regeln die Hochschulen in den Satzungen nach Absatz 5 Satz 2. 
(7) Schülerinnen und Schüler, die nach einer einvernehmlichen Beurteilung von 
Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, können außerhalb 
des Immatrikulationsverfahrens nach § 14 Absatz 1 als Juniorstudierende 
eingeschrieben werden. Sie erhalten damit das Recht, Module zu absolvieren, 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen und Leistungspunkte zu 
erwerben. Die nachgewiesenen Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
Leistungspunkte sind bei einem späteren Studium nach Maßgabe der fachlichen 
Gleichwertigkeit anzuerkennen. § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5, Absatz 5 Satz 
2 Nummer 4 und § 15 gelten entsprechend. Das Nähere können die 
Hochschulen in einer Satzung regeln. 
(8) Teilnehmende von Zentren für Studierendengewinnung und 
Studienvorbereitung an den Hochschulen können als Collegestudierende 
eingeschrieben werden. Absatz 7 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
 
§ 10 BbgHG Studienkollegs; Verordnungsermächtigung 
(1) Die Hochschulen können Studienkollegs einrichten, die 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländischen 
Vorbildungsnachweisen, die keinen unmittelbaren Hochschulzugang eröffnen, 
die Eignung zur Aufnahme eines Studiums vermitteln. Der Besuch des 
Studienkollegs dauert in der Regel zwei Semester und wird mit einer Prüfung 
abgeschlossen. Die Prüfung kann auch ohne den vorherigen Besuch des 
Studienkollegs abgelegt werden. 
(2) Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung regelt im 
Einvernehmen mit dem für Schule zuständigen Mitglied der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung das Nähere zur Ausgestaltung der Studienkollegs und 
der Prüfungen, insbesondere 
1.  das Verfahren der Zulassung zum Studienkolleg und der Auswahl bei die 

Aufnahmekapazität übersteigender Bewerberzahl, 
2.  die Festlegung der Lehrinhalte und -umfänge, 
3.  die Zulassung zur Prüfung, die Prüfungsanforderungen und das 

Prüfungsverfahren. 
(3) Studienbewerberinnen und Studienbewerber an Studienkollegs der 
Hochschulen werden für die Dauer der Ausbildung am Studienkolleg an der 
Hochschule immatrikuliert. Sie gehören keinem Fachbereich an. 
(4) Andere Einrichtungen an Hochschulen in nichtstaatlicher Trägerschaft, die 
Aufgaben nach Absatz 1 wahrnehmen, können als Studienkolleg staatlich 
anerkannt werden, wenn die Lehrinhalte, die Prüfungsanforderungen und das 
Prüfungsverfahren gleichwertig sind. Die Gleichwertigkeit stellt die für die 
Hochschulen zuständige oberste Landesbehörde fest. Die staatliche 
Anerkennung begründet keinen Anspruch auf staatliche Zuschüsse. 
 
§ 13 BbgHG Zulassungshindernisse 
Die Zulassung zu einem Studiengang muss versagt werden, wenn 
1.  die Voraussetzungen des § 9 oder einer auf der Grundlage des § 9 

ergangenen Rechtsvorschrift nicht vorliegen, 
2.  die Zulassung zu einem Studiengang beantragt wird, für den eine frühere 

Zulassung der Bewerberin oder des Bewerbers erloschen ist, weil sie oder 
er entweder eine Prüfung in diesem Studiengang endgültig nicht bestanden 
hat oder der Prüfungsanspruch nicht mehr besteht, oder 

3.  für den Studiengang die Zulassungszahl festgesetzt ist und die 
Studienbewerberin oder der Studienbewerber keinen Studienplatz 
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zugewiesen bekam oder von der Zulassung nicht fristgerecht Gebrauch 
machte. 

 
§ 14 BbgHG Immatrikulation und Exmatrikulation; 
Verordnungsermächtigung 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber sind zu immatrikulieren, wenn 
die Voraussetzungen nach § 9 erfüllt sind und Versagungsgründe für die 
Immatrikulation nicht vorliegen. Mit der Immatrikulation werden 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber Mitglied der Hochschule. Zum 
Weiterstudium haben sich die Studierenden zu jedem Semester fristgerecht 
anzumelden (Rückmeldung). Nach Maßgabe der Immatrikulationsordnung 
können Studierende von der Hochschule auf Antrag aus wichtigem Grund von 
der Verpflichtung zu einem ordnungsgemäßen Studium befristet befreit werden 
(Beurlaubung). In besonders begründeten Fällen ist eine Beurlaubung auch 
außerhalb der Rückmeldefristen zulässig. Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber für einen Masterstudiengang, der nicht weiterbildend ist, 
können abweichend von Satz 1 vorläufig immatrikuliert werden, wenn sie 
nachweisen, dass die für den ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 
erforderlichen Studienleistungen erbracht oder der Hochschule vorgelegt sind 
und Versagungsgründe für die Immatrikulation nicht vorliegen. In diesem Fall 
sind die Zugangsvoraussetzungen für das Masterstudium der Hochschule bis 
zum Ablauf des ersten Semesters nach der Immatrikulation nachzuweisen. Wird 
der Nachweis nicht erbracht, so entfällt die Immatrikulation rückwirkend. Eine 
nach Absatz 2 geleistete Gebühr wird nicht erstattet. 
(2) Bei der Immatrikulation und bei jeder Rückmeldung werden für 
Verwaltungsleistungen, die die Hochschulen für die Studierenden im Rahmen 
der Durchführung des Studiums außerhalb der fachlichen Betreuung erbringen, 
Gebühren erhoben. Hierzu zählen Verwaltungsleistungen für die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung und Exmatrikulation. Außerdem 
zählen hierzu Verwaltungsleistungen, die im Rahmen der allgemeinen 
Studienberatung sowie durch die Akademischen Auslandsämter und die 
Prüfungsämter erbracht werden. Die Gebühr wird nicht erhoben in den Fällen 
der Beurlaubung vom Studium wegen Krankheit der Studierenden, wegen der 
Pflege naher Angehöriger der Studierenden im Sinne des Pflegezeitgesetzes 
vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896), wegen der Inanspruchnahme der 
Schutzfristen aus § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246, 
2261) geändert worden ist, wegen der Inanspruchnahme von Elternzeit gemäß 
den §§ 15 und 20 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 
5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, und wegen der 
Heranziehung zum Wehrpflicht- oder Zivildienst. Die Gebühr entfällt auch für 
ausländische Studierende, die aufgrund eines zwischenstaatlichen oder 
übernationalen Abkommens oder einer Hochschulpartnerschaft immatrikuliert 
sind oder werden, soweit Gegenseitigkeit besteht, sowie für ausländische 
Studierende im Rahmen von Förderungsprogrammen, die ganz oder teilweise 
aus öffentlichen Mitteln des Bundes oder der Länder finanziert werden. Sind 
Studienbewerberinnen oder -bewerber bereits in einem Studiengang oder 
Teilstudiengang an einer anderen Hochschule des Landes Brandenburg oder an 
einer Hochschule des Landes Berlin immatrikuliert, so erklären sie bei der 
Immatrikulation, an welcher Hochschule sie ihre Mitgliedschaftsrechte ausüben 
wollen. Die Gebühr nach Satz 1 ist nur an der Hochschule zu entrichten, an der 
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die Mitgliedschaftsrechte ausgeübt werden. Die Höhe der Gebühr nach Satz 1 
beträgt 51 Euro. 
(3) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber 
1.  in einem zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen ist, 
2.  die in dem gewählten Studiengang vorgeschriebenen Leistungsnachweise 

oder Prüfungen an einer Hochschule der Bundesrepublik Deutschland 
endgültig nicht bestanden oder den Prüfungsanspruch verloren hat, 

3.  die Zahlung von Gebühren nach Absatz 2 oder nach § 5 Absatz 4 oder 
Beiträgen nach § 16 Absatz 4 oder § 81 Absatz 1 Nummer 3 nicht 
nachweist, 

4.  für einen ausbildungsintegrierten dualen Studiengang keinen 
Ausbildungsvertrag mit einer von der Hochschule zugelassenen 
Ausbildungsstätte nachweist, obwohl dies durch Satzung der Hochschule 
vorgeschrieben ist; der Ausbildungsvertrag muss den von der Hochschule 
aufgestellten Grundsätzen für die Ausgestaltung der Vertragsverhältnisse 
entsprechen; oder 

5.  vom Studium an einer anderen Hochschule im Wege eines 
Ordnungsverfahrens ausgeschlossen worden ist. 

Die Immatrikulation kann versagt werden, wenn das nach Absatz 8 Satz 1 
geregelte Verfahren nicht eingehalten ist. 
(4) Die Immatrikulation kann widerrufen werden, wenn sich nachträglich 
Immatrikulationshindernisse herausstellen, bei deren Bekanntsein die 
Immatrikulation hätte versagt werden müssen. 
(5) Die Mitgliedschaft der Studierenden zur Hochschule endet mit der 
Exmatrikulation. Studierende sind zu exmatrikulieren, wenn 
1.  sie die Abschlussprüfung einschließlich einer Wiederholungsprüfung zur 

Notenverbesserung bestanden oder eine vorgeschriebene Prüfung 
endgültig nicht bestanden haben, sofern sie nicht innerhalb von zwei 
Monaten die Notwendigkeit der Immatrikulation für die Erreichung eines 
weiteren Studienzieles nachweisen, oder den Prüfungsanspruch verloren 
haben, 

2.  sie der Verpflichtung zur Teilnahme an einer Studienfachberatung nach § 21 
Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 20 Absatz 3 nicht nachgekommen sind 
oder den Abschluss einer Studienverlaufsvereinbarung abgelehnt oder die 
in einer Studienverlaufsvereinbarung gemäß § 20 Absatz 3 Satz 3 
festgelegten Anforderungen bis zum festgesetzten Zeitpunkt in zu 
vertretender Weise nicht erfüllt haben. Dies gilt nicht, wenn der betreffende 
Studierende auf diese Folgen nicht zusammen mit der Einladung oder bei 
Abschluss der Studienverlaufsvereinbarung hingewiesen wurde, 

3.  sie Gebühren nach Absatz 2 oder § 5 Absatz 4 oder Beiträge nach § 16 
Absatz 4 oder § 81 Absatz 1 Nummer 3 trotz Mahnung und Androhung der 
Exmatrikulation nicht gezahlt haben, 

4.  sie das Studium in keinem Studiengang fortführen dürfen, 
5.  bei einem Studium nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 das 

Ausbildungsverhältnis ohne den vorgesehenen Ausbildungsabschluss 
rechtswirksam beendet und nicht innerhalb von acht Wochen ein neuer 
Ausbildungsvertrag geschlossen und der Hochschule nachgewiesen 
worden ist oder 

6.  sie mit der Ordnungsmaßnahme der Exmatrikulation belegt worden sind. 
Bei Bestehen einer Abschlussprüfung findet die Exmatrikulation nach Satz 2 
Nummer 1 zum Ende des Semesters statt, in dem die Studierenden die 
Abschlussprüfung bestanden haben; das Recht einen Antrag auf 
Exmatrikulation zu stellen, bleibt davon unberührt. 
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(6) In der Geschäftsfähigkeit beschränkte Personen mit 
Hochschulzugangsberechtigung, die mindestens 16 Jahre alt sind, sind für 
Verfahrenshandlungen zur Aufnahme, Durchführung und Beendigung eines 
Studiums handlungsfähig im Sinne von § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 3 Nummer 
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg in Verbindung 
mit § 12 Absatz 1 Nummer 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 
Entsprechendes gilt für in der Geschäftsfähigkeit beschränkte 
Juniorstudierende, die mindestens 16 Jahre alt sind, hinsichtlich der 
Verfahrenshandlungen zur Durchführung des Juniorstudiums. 
(7) Studierende können exmatrikuliert werden, wenn sie sich nicht fristgerecht 
zurückgemeldet oder das Studium in einem zulassungsbeschränkten 
Studiengang trotz schriftlicher Aufforderung und Androhung der Exmatrikulation 
nicht unverzüglich aufgenommen haben. 
(8) Einzelheiten des Verfahrens werden durch die Immatrikulationsordnung der 
Hochschule geregelt, die der Genehmigung der Präsidentin oder des 
Präsidenten bedarf. Sie ist der für die Hochschulen zuständigen obersten 
Landesbehörde vor Inkrafttreten anzuzeigen. 
(9) Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, 
Studierenden, Promotionsstudierenden, Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten und externen Nutzerinnen und Nutzern von 
Hochschuleinrichtungen die personenbezogenen Daten verarbeiten, die 
insbesondere für die Immatrikulation, die Rückmeldung, die Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen, Prüfungen, die Nutzung von Hochschuleinrichtungen, die 
Beteiligung an der Evaluation von Lehre und Studium und für die 
Hochschulplanung erforderlich sind. Das für die Hochschulen zuständige 
Mitglied der Landesregierung kann durch Rechtsverordnung bestimmen, welche 
personenbezogenen Daten für diese Zwecke verarbeitet, ferner welche Daten 
für die Zwecke der Hochschulstatistik verwendet und an das Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg übermittelt werden dürfen. 
 
Zu weiteren Statusoptionen als der regulären Immatrikulation: 
 
§ 9 BbgHG2 Hochschulzugangsberechtigung; Verordnungsermächtigung 
[...] 
(7) Schülerinnen und Schüler, die nach einer einvernehmlichen Beurteilung von 
Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, können außerhalb 
des Immatrikulationsverfahrens nach § 14 Absatz 1 als Juniorstudierende 
eingeschrieben werden. Sie erhalten damit das Recht, Module zu absolvieren, 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen und Leistungspunkte zu 
erwerben. Die nachgewiesenen Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
Leistungspunkte sind bei einem späteren Studium nach Maßgabe der fachlichen 
Gleichwertigkeit anzuerkennen. § 14 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5, Absatz 5 Satz 
2 Nummer 4 und § 15 gelten entsprechend. Das Nähere können die 
Hochschulen in einer Satzung regeln. 
(8) Teilnehmende von Zentren für Studierendengewinnung und 
Studienvorbereitung an den Hochschulen können als Collegestudierende 
eingeschrieben werden. Absatz 7 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 
 

2. Fernprüfungen/ 
Online-Prüfungen 
 
 

§ 23 BbgHG3 Rahmenordnungen für Studium, Prüfungen, Zugang und 
Zulassung 
(1) In Rahmenordnungen für Studium, Prüfungen, Zugang und Zulassung 
erlassen die Hochschulen Bestimmungen zu folgenden Regelungsbereichen: 
[...] 
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16.  Prüfungsanforderungen und Prüfungsverfahren unter Berücksichtigung der 
Vorgaben von § 22 Absatz 1 Satz 2, 

[...] 
18.  Prüfungsformen, 
Studiengangsspezifisch darüber hinaus erforderliche Regelungen trifft die 
Hochschule in den entsprechenden Ordnungen. 
(2) Die Rahmenordnungen werden von dem nach der Grundordnung 
zuständigen Organ im Benehmen mit den organisatorischen Grundeinheiten der 
Hochschule erlassen. Sie bedürfen der Genehmigung der Präsidentin oder des 
Präsidenten und der für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde. 
Erlässt eine Hochschule bis drei Monate nach Inkrafttreten dieser Bestimmung 
keine Rahmenordnung, so kann das für die Hochschulen zuständige Mitglied 
der Landesregierung eine vorläufige Rahmenordnung erlassen, die mit 
Inkrafttreten der Rahmenordnung der Hochschule außer Kraft tritt. Bis zum 
Inkrafttreten der Rahmenordnung oder der vorläufigen Rahmenordnung sind die 
Prüfungsordnungen der organisatorischen Grundeinheiten der Hochschule der 
für die Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde vor Inkrafttreten 
anzuzeigen. 
 

3. Gebühren/ 
Beiträge 
 
 
 

§ 14 BbgHG4 Immatrikulation und Exmatrikulation; 
Verordnungsermächtigung 
(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber sind zu immatrikulieren, wenn 
die Voraussetzungen nach § 9 erfüllt sind und Versagungsgründe für die 
Immatrikulation nicht vorliegen. Mit der Immatrikulation werden 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber Mitglied der Hochschule. Zum 
Weiterstudium haben sich die Studierenden zu jedem Semester fristgerecht 
anzumelden (Rückmeldung). Nach Maßgabe der Immatrikulationsordnung 
können Studierende von der Hochschule auf Antrag aus wichtigem Grund von 
der Verpflichtung zu einem ordnungsgemäßen Studium befristet befreit werden 
(Beurlaubung). In besonders begründeten Fällen ist eine Beurlaubung auch 
außerhalb der Rückmeldefristen zulässig. Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber für einen Masterstudiengang, der nicht weiterbildend ist, 
können abweichend von Satz 1 vorläufig immatrikuliert werden, wenn sie 
nachweisen, dass die für den ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 
erforderlichen Studienleistungen erbracht oder der Hochschule vorgelegt sind 
und Versagungsgründe für die Immatrikulation nicht vorliegen. In diesem Fall 
sind die Zugangsvoraussetzungen für das Masterstudium der Hochschule bis 
zum Ablauf des ersten Semesters nach der Immatrikulation nachzuweisen. Wird 
der Nachweis nicht erbracht, so entfällt die Immatrikulation rückwirkend. Eine 
nach Absatz 2 geleistete Gebühr wird nicht erstattet. 
(2) Bei der Immatrikulation und bei jeder Rückmeldung werden für 
Verwaltungsleistungen, die die Hochschulen für die Studierenden im Rahmen 
der Durchführung des Studiums außerhalb der fachlichen Betreuung erbringen, 
Gebühren erhoben. Hierzu zählen Verwaltungsleistungen für die 
Immatrikulation, Rückmeldung, Beurlaubung und Exmatrikulation. Außerdem 
zählen hierzu Verwaltungsleistungen, die im Rahmen der allgemeinen 
Studienberatung sowie durch die Akademischen Auslandsämter und die 
Prüfungsämter erbracht werden. Die Gebühr wird nicht erhoben in den Fällen 
der Beurlaubung vom Studium wegen Krankheit der Studierenden, wegen der 
Pflege naher Angehöriger der Studierenden im Sinne des Pflegezeitgesetzes 
vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896), wegen der Inanspruchnahme der 
Schutzfristen aus § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246, 
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2261) geändert worden ist, wegen der Inanspruchnahme von Elternzeit gemäß 
den §§ 15 und 20 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 
5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, und wegen der 
Heranziehung zum Wehrpflicht- oder Zivildienst. Die Gebühr entfällt auch für 
ausländische Studierende, die aufgrund eines zwischenstaatlichen oder 
übernationalen Abkommens oder einer Hochschulpartnerschaft immatrikuliert 
sind oder werden, soweit Gegenseitigkeit besteht, sowie für ausländische 
Studierende im Rahmen von Förderungsprogrammen, die ganz oder teilweise 
aus öffentlichen Mitteln des Bundes oder der Länder finanziert werden. Sind 
Studienbewerberinnen oder -bewerber bereits in einem Studiengang oder 
Teilstudiengang an einer anderen Hochschule des Landes Brandenburg oder an 
einer Hochschule des Landes Berlin immatrikuliert, so erklären sie bei der 
Immatrikulation, an welcher Hochschule sie ihre Mitgliedschaftsrechte ausüben 
wollen. Die Gebühr nach Satz 1 ist nur an der Hochschule zu entrichten, an der 
die Mitgliedschaftsrechte ausgeübt werden. Die Höhe der Gebühr nach Satz 1 
beträgt 51 Euro. 
(3) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn die Studienbewerberin oder der 
Studienbewerber 
1.  in einem zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen ist, 
2.  die in dem gewählten Studiengang vorgeschriebenen Leistungsnachweise 

oder Prüfungen an einer Hochschule der Bundesrepublik Deutschland 
endgültig nicht bestanden oder den Prüfungsanspruch verloren hat, 

3.  die Zahlung von Gebühren nach Absatz 2 oder nach § 5 Absatz 4 oder 
Beiträgen nach § 16 Absatz 4 oder § 81 Absatz 1 Nummer 3 nicht 
nachweist, 

4.  für einen ausbildungsintegrierten dualen Studiengang keinen 
Ausbildungsvertrag mit einer von der Hochschule zugelassenen 
Ausbildungsstätte nachweist, obwohl dies durch Satzung der Hochschule 
vorgeschrieben ist; der Ausbildungsvertrag muss den von der Hochschule 
aufgestellten Grundsätzen für die Ausgestaltung der Vertragsverhältnisse 
entsprechen; oder 

5.  vom Studium an einer anderen Hochschule im Wege eines 
Ordnungsverfahrens ausgeschlossen worden ist. 

Die Immatrikulation kann versagt werden, wenn das nach Absatz 8 Satz 1 
geregelte Verfahren nicht eingehalten ist. 
(4) Die Immatrikulation kann widerrufen werden, wenn sich nachträglich 
Immatrikulationshindernisse herausstellen, bei deren Bekanntsein die 
Immatrikulation hätte versagt werden müssen. 
(5) Die Mitgliedschaft der Studierenden zur Hochschule endet mit der 
Exmatrikulation. Studierende sind zu exmatrikulieren, wenn 
1.  sie die Abschlussprüfung einschließlich einer Wiederholungsprüfung zur 

Notenverbesserung bestanden oder eine vorgeschriebene Prüfung 
endgültig nicht bestanden haben, sofern sie nicht innerhalb von zwei 
Monaten die Notwendigkeit der Immatrikulation für die Erreichung eines 
weiteren Studienzieles nachweisen, oder den Prüfungsanspruch verloren 
haben, 

2.  sie der Verpflichtung zur Teilnahme an einer Studienfachberatung nach § 21 
Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 20 Absatz 3 nicht nachgekommen sind 
oder den Abschluss einer Studienverlaufsvereinbarung abgelehnt oder die 
in einer Studienverlaufsvereinbarung gemäß § 20 Absatz 3 Satz 3 
festgelegten Anforderungen bis zum festgesetzten Zeitpunkt in zu 
vertretender Weise nicht erfüllt haben. Dies gilt nicht, wenn der betreffende 
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Studierende auf diese Folgen nicht zusammen mit der Einladung oder bei 
Abschluss der Studienverlaufsvereinbarung hingewiesen wurde, 

3.  sie Gebühren nach Absatz 2 oder § 5 Absatz 4 oder Beiträge nach § 16 
Absatz 4 oder § 81 Absatz 1 Nummer 3 trotz Mahnung und Androhung der 
Exmatrikulation nicht gezahlt haben, 

4.  sie das Studium in keinem Studiengang fortführen dürfen, 
5.  bei einem Studium nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 das 

Ausbildungsverhältnis ohne den vorgesehenen Ausbildungsabschluss 
rechtswirksam beendet und nicht innerhalb von acht Wochen ein neuer 
Ausbildungsvertrag geschlossen und der Hochschule nachgewiesen 
worden ist oder 

6.  sie mit der Ordnungsmaßnahme der Exmatrikulation belegt worden sind. 
Bei Bestehen einer Abschlussprüfung findet die Exmatrikulation nach Satz 2 
Nummer 1 zum Ende des Semesters statt, in dem die Studierenden die 
Abschlussprüfung bestanden haben; das Recht einen Antrag auf 
Exmatrikulation zu stellen, bleibt davon unberührt. 
(6) In der Geschäftsfähigkeit beschränkte Personen mit 
Hochschulzugangsberechtigung, die mindestens 16 Jahre alt sind, sind für 
Verfahrenshandlungen zur Aufnahme, Durchführung und Beendigung eines 
Studiums handlungsfähig im Sinne von § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 3 Nummer 
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg in Verbindung 
mit § 12 Absatz 1 Nummer 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 
Entsprechendes gilt für in der Geschäftsfähigkeit beschränkte 
Juniorstudierende, die mindestens 16 Jahre alt sind, hinsichtlich der 
Verfahrenshandlungen zur Durchführung des Juniorstudiums. 
(7) Studierende können exmatrikuliert werden, wenn sie sich nicht fristgerecht 
zurückgemeldet oder das Studium in einem zulassungsbeschränkten 
Studiengang trotz schriftlicher Aufforderung und Androhung der Exmatrikulation 
nicht unverzüglich aufgenommen haben. 
(8) Einzelheiten des Verfahrens werden durch die Immatrikulationsordnung der 
Hochschule geregelt, die der Genehmigung der Präsidentin oder des 
Präsidenten bedarf. Sie ist der für die Hochschulen zuständigen obersten 
Landesbehörde vor Inkrafttreten anzuzeigen. 
(9) Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, 
Studierenden, Promotionsstudierenden, Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten und externen Nutzerinnen und Nutzern von 
Hochschuleinrichtungen die personenbezogenen Daten verarbeiten, die 
insbesondere für die Immatrikulation, die Rückmeldung, die Teilnahme an 
Lehrveranstaltungen, Prüfungen, die Nutzung von Hochschuleinrichtungen, die 
Beteiligung an der Evaluation von Lehre und Studium und für die 
Hochschulplanung erforderlich sind. Das für die Hochschulen zuständige 
Mitglied der Landesregierung kann durch Rechtsverordnung bestimmen, welche 
personenbezogenen Daten für diese Zwecke verarbeitet, ferner welche Daten 
für die Zwecke der Hochschulstatistik verwendet und an das Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg übermittelt werden dürfen. 
 
§ 16 BBgHG Studierendenschaft 
(1) Die Studierenden einer Hochschule bilden die Studierendenschaft. Sie ist 
eine rechtsfähige Teilkörperschaft der Hochschule. Sie verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbst. Aufgaben der Studierendenschaft sind: 
1.  die Wahrnehmung der Interessen der Studierenden, 
2.  die Förderung der politischen Bildung einschließlich des staatsbürgerlichen 

Verantwortungsbewusstseins und der Bereitschaft ihrer Mitglieder zur 
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aktiven Toleranz sowie zum Eintreten für die Grund- und Menschenrechte 
auf der Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung, 

3.  die Förderung der geistigen und musischen Interessen ihrer Mitglieder, 
4.  die Mitwirkung an der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen (§ 3), 

insbesondere durch Stellungnahmen zu hochschul- oder 
wissenschaftspolitischen Fragestellungen, 

5.  die Unterstützung ihrer Mitglieder bei der Erreichung der Studienziele, 
6.  die Unterstützung der sozialen, kulturellen und fachlichen Belange ihrer 

Mitglieder, 
7.  die Pflege der überregionalen und internationalen Beziehungen der 

Studierenden sowie die Förderung der Integration ausländischer 
Studierender und 

8.  die Förderung des Sports im Rahmen des Hochschulsports. 
Stellungnahmen der Studierendenschaft zu wissenschaftspolitischen 
Fragestellungen nach Satz 4 Nummer 4 können auch Fragen zur 
gesellschaftlichen Aufgabenstellung der Hochschulen sowie zur Anwendung der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und zur Abschätzung ihrer Folgen für die 
Gesellschaft behandeln. 
(2) Für die Wahlen zu den Organen der Studierendenschaft gilt § 62 
entsprechend. Sie sollen gleichzeitig mit den Wahlen der Organe der 
Hochschule durchgeführt werden. Die Studierendenschaft untersteht der 
Rechtsaufsicht der Präsidentin oder des Präsidenten; § 5 Absatz 5 Satz 2 bis 5 
gilt entsprechend. 
(3) Die Studierendenschaft gibt sich eine Satzung. Sie wird von ihrem obersten 
beschlussfassenden Organ beschlossen und enthält Vorschriften über ihre 
Änderung. Die Satzung ist der Präsidentin oder dem Präsidenten anzuzeigen. 
(4) Die Studierendenschaft erhebt von ihren Mitgliedern Beiträge. Die Höhe der 
Beiträge ist auf das Maß zu beschränken, das zur Erfüllung ihrer Aufgaben unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
erforderlich ist. Die Beiträge sind von der Hochschule kostenfrei einzuziehen. 
Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studierendenschaft bestimmt sich 
nach § 106 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung. 
(5) Der Haushaltsplan und die Festsetzung der Beitragshöhe bedürfen der 
Genehmigung der Präsidentin oder des Präsidenten. Die Genehmigung des 
Haushaltsplanes darf nur versagt werden, wenn die Grundsätze einer 
ordnungsgemäßen Haushaltsführung verletzt worden sind. Die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Studierendenschaft unterliegt der Prüfung durch den 
Landesrechnungshof Brandenburg. Für ihre Verbindlichkeiten haftet nur ihr 
Vermögen. 
(6) Die Studierendenschaften der Brandenburger Hochschulen können zur 
Wahrnehmung ihrer gemeinsamen Interessen eine Landeskonferenz der 
Studierendenschaften bilden. Zur Vertretung der Angelegenheiten der 
Studierendenschaften wählt diese einen Sprecherrat. Die Landeskonferenz ist 
vor dem Erlass oder der Änderung von hochschulrechtlichen Gesetzen oder 
Rechtsverordnungen, die die Belange Studierender berühren, von der für 
Hochschulen zuständigen obersten Landesbehörde oder, wenn der 
Gesetzentwurf aus der Mitte des Landtages kommt, von dem zuständigen 
Ausschuss des Landtages rechtzeitig zu informieren und anzuhören. 
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§ 78 BBgHG Organisation; Rechtsstellung; Aufgaben; 
Verordnungsermächtigung 
(1) Studentenwerke sind rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts mit dem 
Recht auf Selbstverwaltung. Ihre Organe sind der Verwaltungsrat und die 
Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer. Jedes Studentenwerk gibt sich eine 
Satzung und eine Beitragsordnung. Diese bedürfen der Genehmigung des für 
die Hochschulen zuständigen Mitglieds der Landesregierung. 
(2) Studentenwerke haben die Aufgabe, für die Studierenden Dienstleistungen 
auf sozialem, wirtschaftlichem, gesundheitlichem und kulturellem Gebiet zu 
erbringen. Sie erfüllen diese Aufgaben insbesondere durch 
1.  die Errichtung und Bewirtschaftung von Verpflegungseinrichtungen und von 

Einrichtungen für das studentische Wohnen, 
2.  Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge und zur Bereitstellung einer 

Freizeitunfallversicherung, soweit nicht andere Vorschriften bestehen, und 
3.  die Durchführung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, soweit ihnen 

diese Aufgabe übertragen ist, die Gewährung von Beihilfen und Darlehen 
sowie weitere Maßnahmen der Studienförderung. 

Studentenwerke können Einrichtungen der Kinderbetreuung unterhalten sowie 
Räume und Anlagen zur Förderung kultureller und sportlicher Interessen der 
Studierenden bereitstellen, soweit dies nicht den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit widerspricht. 4Zur Erfüllung der Aufgaben 
nach Satz 2 Nummer 1 können Verpflegungsdienstleistungen im Rahmen von 
Kooperationsvereinbarungen auch an Studierende von Hochschulen außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erbracht werden, wenn und solange 
dies zweckmäßig erscheint und wirtschaftliche Nachteile nicht zu erwarten sind. 
(3) Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
1.  im Benehmen mit dem zuständigen Ausschuss des Landtages 

Studentenwerke zu bilden, ihre Zuständigkeit festzulegen und aufzulösen, 
2.  weitere Einzelheiten zur Organisation von Studentenwerken festzulegen, 
3.  den Studentenwerken weitere Aufgaben zu übertragen und 
4.  im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der 

Landesregierung Regelungen über die Grundsätze der Finanzierung und 
Wirtschaftsführung von Studentenwerken zu treffen. 

 
§ 81 BbgHG Finanzierung, Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
(1) Zur Erfüllung seiner Aufgaben stehen jedem Studentenwerk folgende 

Einnahmen zur Verfügung: 
1.  Einnahmen aus Verpflegungsbetrieben, Wohnheimen und sonstigen 

Dienstleistungen, 
2.  nach Maßgabe des Haushalts des Landes staatliche Zuweisungen und 

Darlehen, 
3.  Beiträge der Studierenden und 
4.  Zuwendungen Dritter. 
[...] 
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Zu den gesetzlichen Regelungen treten Satzungsregelungen (i.d.R. die 
Beitragsordnung des Studierendenwerks/Studentenwerks und die der 
Studierendenschaft/Studentenschaft). Typische (aber nicht in allen 
Ländern bzw. an allen Hochschulorten vorgesehene) Bestandteile des zu 
zahlenden Betrags sind ein Beitrag zu den Verwaltungskosten, der Beitrag 
für das Studierendenwerk/Studentenwerk, der Beitrag für das 
Semesterticket, z.T. zuzüglich eines Beitrags für einen Härtefallfonds, 
sowie aus dem Beitrag für die Studierendenschaft/Studentenschaft. 
Exemplarisch hier die aktuellen Zahlen für Universität Potsdam:5 
 

Studentenwerksbeitrag (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 
BbgHG) 

50,00 Euro 

Studentenschaftsbeitrag (§ 16 Abs. 4 
BbgHG) 

15,00 Euro 

Immatrikulations- und Rückmeldegebühr 
(§ 14 Abs. 2 BbgHG) 

51,00 Euro 

Semesterticket (Beitragsordnung 
Studierendenschaft) 

200,00 Euro 

 
Auszug aus der Beitragsordnung des Studentenwerks Potsdam6 
 
§1 Beitragspflicht 
(1) Das Studentenwerk Potsdam erhebt in jedem Semester von allen 
immatrikulierten Studierenden 
- der Universität Potsdam, 
- der Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF, 
- der Fachhochschule Brandenburg, 
- der Fachhochschule Potsdam und 
- der Technischen Hochschule Wildau 
einen Betrag gemäß § 85 Abs. 1 Punkt 3 und Abs. 3 des 
Brandenburgischen Hochschulgesetzes. 
(2) Die Beitragspflicht erstreckt sich auch auf die beurlaubten Studierenden. 
 
§ 4 Erlass, Rückerstattung, Befreiung 
(1) Der Beitrag kann nicht erlassen, ermäßigt oder gestundet werden. 
(2) Bei Exmatrikulation oder Widerruf der Einschreibung vor Beginn des 
Semesters, für das der Beitrag bereits geleistet wurde, ist dieser 
zurückzuerstatten. 
Es besteht kein Anspruch auf anteilige Rückzahlung. 
(3) Der Anspruch auf Erstattung erlischt, wenn er nicht bis zum Ende des 
Semesters, für das der Beitrag gezahlt wurde, schriftlich beim 
Studentenwerk geltend gemacht wird. 
(4) Von der Beitragspflicht können Studierende für ein oder mehrere 
Semester auf schriftlichen Antrag befreit werden, die wegen 

a)  Ableistung des Grundwehrdienstes oder zivilen Ersatzdienstes, 
b)  eines Auslandsstudiums oder eines dem Studium förderlichen 

Auslandsaufenthaltes, 
c)  Krankheit 

beurlaubt sind, wenn sie nachweislich die sozialen Leistungen des 
Studentenwerks nicht in Anspruch nehmen können. 
Der Antrag muss spätestens am letzten Werktag vor Beginn des 
Semesters, für das die Befreiung erfolgen soll, schriftlich beim 
Studentenwerk zuzüglich der entsprechenden Nachweise eingereicht 
werden. 
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1 Brandenburgisches Hochschulgesetz (BbgHG) vom 28. April 2014, GVBl. I Nr. 18; zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. September 2020, GVBl. I Nr. 26. 
2 Brandenburgisches Hochschulgesetz (BbgHG) vom 28. April 2014, GVBl. I Nr. 18; zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. September 2020, GVBl. I Nr. 26. 
3 Brandenburgisches Hochschulgesetz (BbgHG) vom 28. April 2014, GVBl. I Nr. 18; zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. September 2020, GVBl. I Nr. 26. 

Auszug aus der Beitragsordnung der Studierendenschaft der 
Universität Potsdam7 

 
§ 1 Beitragspflicht 
(1) Die Studierendenschaft der Universität Potsdam erhebt in jedem 
Semester von allen an der Universität Potsdam immatrikulierten 
Studierenden einen Beitrag zur Erfüllung ihrer Aufgaben und einen 
Semesterticketbeitrag auf Grund des Semesterticketvertrages mit dem 
VBB. 
(2) Die Beitragspflicht erstreckt sich auch auf beurlaubte Studierende, 
solange diese Ordnung nichts anderes bestimmt. 
(3) Die in Absatz 2 genannte Beitragspflicht für beurlaubte Studierende 
erstreckt sich nicht auf den Semesterticketbeitrag nach § 2 Abs. 2 Punkt 4. 
 
§ 4 Erlass und Rückerstattung des Studierendenschaftsbeitrages 
(1) Der Beitrag kann weder erlassen, ermäßigt noch gestundet werden. (2) 
Von der Beitragspflicht ausgenommen sind Studierende, die wegen: 
1.  Ableistung des Wehr- oder Wehrersatzdienstes, 
2.  Krankheit, 
3.  eines Auslandsstudiums oder eines dem Studium förderlichen 

Auslandsaufenthaltes oder  
4.  Schwangerschaft 
durch die Universität beurlaubt sind. 

 
§ 5 Erlass und Rückerstattung des Semesterticketbeitrages 
Die festgelegten Regelungen zum Erlass und zur Rückerstattung des 
Semesterticketbeitrages unterliegen den Regelungen und Bestimmungen 
des Semesterticketvertrages und der Ordnung zum Potsdamer 
Semesterticket und zum Sozialfonds der Studierendenschaft. 

 
4.  Zugang zu IT-

Infrastruktur und 
Bibliothek 

§ 70 BbgHG8 Hochschulbibliothek 
(1) Die Hochschulbibliothek ist eine zentrale Betriebseinheit der Hochschule. Sie 
versorgt Lehre, Forschung und Studium mit Literatur und anderen 
Informationsträgern. Sie berät und unterstützt die Fachbereiche bei der 
Versorgung mit Informationsträgern und berücksichtigt deren Vorschläge bei der 
Beschaffung. Sie fördert durch Schulungs- und Lehrangebote die Informations- 
und Medienkompetenz an der Hochschule. Sie fördert den freien Zugang zu 
wissenschaftlichen Informationen. 
(2) Die Hochschulbibliothek arbeitet mit anderen Bibliotheken und Einrichtungen 
der Information, Kommunikation und Dokumentation außerhalb des 
Hochschulwesens zusammen. Sie nimmt gegebenenfalls regionale oder 
zentrale Aufgaben wahr, soweit die Erfüllung ihrer Aufgabe nach Absatz 1 Satz 2 
nicht beeinträchtigt wird. 
(3) Die Hochschule sorgt unter Beteiligung der Hochschulbibliothek dafür, dass 
die Informations- und Kommunikationsversorgung der Hochschule in eine 
einheitliche technische Struktur integriert wird.  
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